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REACH: Chemische Gefahren reduzieren, ohne die Industrie zu bestrafen

Im Dezember 2006 verabschiedete das Parlament eine ehrgeizige neue Chemikaliengesetzgebung, die der Industrie die Nachweislast über die Sicherheit von Chemikalien überträgt. Gemäß der „REACH“-Verordnung müssen etwa 30 000 der 100 000 auf dem Markt befindlichen chemischen Stoffe registriert werden. Ziel ist es, die Sicherheit chemischer Erzeugnisse zu erhöhen, Alternativen zu Tierversuchen zu fördern und gleichzeitig die Wettbewerbsfähigkeit zu verbessern und den Handel zu erleichtern.
Die moderne Gesellschaft braucht Chemikalien und die Chemieindustrie ist ein wichtiger Teil der EU-Wirtschaft. Die Produktion und die Verwendung von Chemikalien kann jedoch auch eine Gefahr für die Gesundheit und die Umwelt darstellen. So werden Chemikalien zumindest teilweise für den Anstieg von Erkrankungen wie Allergien, Asthma, einigen Krebsarten und Fortpflanzungsproblemen verantwortlich gemacht. Es liegen oft jedoch nur ungenügende Informationen vor, da in vielen Fällen nicht ausreichend geforscht wird.
Freier Dienstleistungsverkehr ohne das europäische Sozialmodell zu gefährden: das EP hat sein Ziel erreicht

Ab Ende 2009 können Dienstleistungsanbieter – vom Reiseveranstalter bis zum Büroreinigungspersonal – ihren Beruf überall in der EU ausüben: dann tritt eines der wichtigsten Gesetze in Kraft, das das Europäische Parlament in den letzten Jahren verabschiedet hat. Die 2004 von EU-Kommissar Bolkestein vorgeschlagene Dienstleistungsrichtlinie hatte für viel Aufregung in Europa gesorgt, bevor das EP sie vollständig überarbeitete und ein annehmbares Ergebnis erzielte.
Mit der Richtlinie, die spätestens ab 28. Dezember 2009 in der gesamten EU gilt, dürfte es für Dienstleistungsanbieter bedeutend einfacher werden, ihre Dienste in einem anderen Mitgliedstaat anzubieten. So muss ein Unternehmen, das ein Hotel in einem anderen EU-Land betreiben möchte, dann nicht mehr mit mehreren unterschiedlichen (nationalen, regionalen oder lokalen) Behörden verhandeln, sondern nur mit einer Stelle, die für alle Verwaltungsangelegenheiten zuständig ist.

Roaming: Mobiltelefonieren im EU-Ausland wird billiger

Das Europäische Parlament hat die Telefongebühren für mehr als 140 Millionen Urlauber und Geschäftsreisende gesenkt, die ihr Handy auf Reisen ins EU-Ausland nutzen. Die neue Verordnung ist am 30. Juni 2007 in Kraft getreten. Die Europa-Abgeordneten erwägen derzeit zusätzliche Höchstgrenzen für die Kosten von Textnachrichten (SMS) und anderen Datendiensten wie multimedialen Nachrichten (MMS) oder mobilem Surfen im Internet.
Handykunden betreiben „Roaming“, wenn sie im Ausland über das Netz eines ausländischen Betreibers Anrufe tätigen oder annehmen. Der ausländische Netzbetreiber stellt nicht direkt dem Kunden eine Rechnung, sondern dessen Heimnetzbetreiber, wobei Großkundenpreise berechnet werden, die die beiden Unternehmen vereinbart haben. Der Heimnetzbetreiber berechnet dann diese Kosten dem Kunden entweder auf seiner nächsten Rechnung oder zieht sie von seinem Guthaben ab.

Durch die Verordnung profitieren die Verbraucher nun vom „Eurotarif", einer Obergrenze für Roaming-Gebühren in der EU. Die Heimnetzbetreiber dürfen ihren Kunden zurzeit höchstens 0,46 € (zuzüglich Mehrwertsteuer) pro Minute für ausgehende Anrufe und höchstens 0,22 € (zzgl. MwSt.) pro Minute für eingehende Anrufe berechnen. Diese Obergrenzen für die Endverbraucherpreise werden ab dem Sommer 2009 weiter (auf jeweils 0,43 € bzw. 0,19 €) gesenkt. 

 Der durchschnittliche Großkundenpreis, den ein ausländischer Netzbetreiber dem Heimnetzbetreiber des Kunden in Rechnung stellen darf, ist derzeit auf höchstens 0,28 € pro Minute begrenzt und wird im Sommer 2009 auf 0,26 € sinken. 

 Eurotarif gilt automatisch - Automatische Gebührenformationen beim Grenzübertritt 
Arbeitszeit: höchstens 48 Stunden pro Woche

Damit Gesundheit und Sicherheit der Arbeitnehmer keinen Schaden nehmen, darf die Arbeitszeit - über zwölf Monate berechnet ‑ 48 Stunden pro Woche nicht übersteigen. Das Europäische Parlament will im Gegensatz zum Ministerrat, dass die Ausstiegsklauseln („Opt-outs“) drei Jahre nach dem Inkrafttreten der künftigen Richtlinie abgeschafft werden. Außerdem müsse der  Bereitschaftsdienst einiger Berufe, insbesondere im Gesundheitswesen, als Arbeitszeit gelten.
Klimawandel: weitreichende Maßnahmen der EU zur Bekämpfung der globalen Erwärmung

Das weltweit erste umfassende Maßnahmenpaket zur Begrenzung der globalen Erwärmung wurde im Dezember 2008 von der EU angenommen, als die Europaabgeordneten neue Energie- und Klimagesetze verabschiedeten. Diese sollen die Treibhausgasemissionen von PKW, Industrieanlagen und Kraftwerken senken und erneuerbare Energien fördern. 
